
Zeitschrift: Freidenker [1956-2007]

Herausgeber: Freidenker-Vereinigung der Schweiz

Band: 67 (1984)

Heft: 11

Vereinsnachrichten: Nachsatz der "Freidenker-Redaktion"

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 03.02.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


dass dem republikanisch-demokratischen
Staat das Recht zusteht, seine

rechtlichen Verhältnisse — und natürlich

auch jenes zu den kirchlichen
Körperschaften — gestützt auf die
Souveränität des Volkes in voller Autonomie

abschliessend zu regeln.
Sollte indessen der Kantonsrat gewillt
sein, den hier involvierten Kirchen
ungeachtet ihrer schwachen rechtlichen

Position — sozusagen aus
Billigkeitsgründen — die Möglichkeit zu
gewähren, ihre altertümlichen
Ansprüche an den Staat von einer
richterlichen Instanz abklären und
entscheiden zu lassen, so hat das Parlament

die unabweisliche Pflicht, diesen

Weg unverzüglich zu beschreiten,
wozu sich wohl die Anrufung des
Bundesgerichtes aufdrängen würde. Bis
dahin sind alle an dieser Kernfrage
vorbeizielenden parlamentarischen
und regierungsrätlichen Entscheidungen

blockiert.

Eventualverpflichtung in der
Staatsrechnung ausweisen

Der seltsam widersprüchliche Antrag
der Regierung an den Kantonsrat, die
erwähnte Motion als erledigt
abzuschreiben, also alles beim alten zu
belassen, bringt keine Lösung der
hier dargelegten Probleme. Besonders

seltsam klingt die (in der
Stellungnahme der Regierung zum Postulat

Henauer und Mitunterzeichnern
aufgestellte) Behauptung, die Frage
der «historischen Rechtstitel» habe
keine praktische Bedeutung. An der
Lösung der Frage könne derzeit keine
Seite interessiert sein, da der Staat
nicht beabsichtige, seine Leistungen
an die staatlich anerkannten Kirchen
so weit zu kürzen, dass die «historischen

Rechtstitel» geschmälert werden

könnten Dieser regierungsrätlichen

Lagebeurteilung muss
entschieden widersprochen werden.
Der Kirchenrat der Evangelisch-Reformierten

Landeskirche hat (wie
erwähnt) den Betrag der Ablösungsforderung

mit 320 Millionen Franken,
Wert 1979, plus Teuerungsausgleich
angegeben. Somit ergibt sich für die
Regierung und die Staatskassenverwaltung

die unabweisliche Pflicht, dieses

enorme Passivum in der
Staatsrechnung (Bestandesrechnung)
auszuweisen, und zwar als Eventualverpflichtung

des Kantons auf Grund des

formell noch bestehenden
verfassungsmässigen Garantieversprechens

(Art. 64 Abs. 3 Satz 3 der
Kantonsverfassung), dies im Sinn von
§ 14 des Finanzhaushaltsgesetzes. In

diesem Zusatz zur Bilanz wäre die
bereits auf über 400 Millionen Franken
angewachsene Eventualschuld des
Kantons festzuhalten. Es würde vom
Zürchervolk nicht verstanden, wenn
ein Passivum dieser Höhe buchhalterisch

einfach ausser acht gelassen
würde.

An einer Lösung Interessierte

Wenn die Regierung erklärt, dass an
der Lösung der Frage derzeit keine
Seite interessiert sein könne, so ist
diese Behauptung schlicht falsch. An
einer sauberen Lösung der Frage der
«historischen Rechtstitel» sind zumindest

jene gegen 50 000 Stimmbürger
und Steuerzahler des Kantons Zürich
interessiert, die sich anlässlich der
eidgenössischen Volkszählung von
1980 als konfessionslos erklärt
haben, ferner alle Bürgerinnen und Bürger

anderer Konfessionen, die nicht
verstehen können, wieso sie auf dem
Umweg über die Staatssteuer die
Kultusausgaben der drei staatlich
anerkannten Kirchen mitfinanzieren
sollten. Ausserdem sieht sich der Bürger

vor die Frage gestellt, wer nun
eigentlich der Staat sei, der über die
staatlichen Leistungen an die Kirchen
zu befinden hat. Etwa die Regierung
oder der Kantonsrat? Oder schliesslich

doch dasZürchervolk, das in voller
Unabhängigkeit letztinstanzlich und
rechtverbindlich darüber entscheiden
kann (und soll!), welche Staatsbeiträge

den Kirchen als «Zustupf» zu
den Kirchensteuern zukommen
sollen? (1982 betrugen diese immerhin
188,7 Millionen gute Schweizerfranken;

dazu kamen noch Einnahmen
aus Kollekten und Sammlungen in

beträchtlicher Höhe.)

Eingabe an den Kantonsrat

Überlegungen dieser Art veranlassten
eine Gruppe von Zürcher Freidenkern
zu ihrer Eingabe an den Kantonsrat,
mit welcher sie eine gerichtliche
Abklärung und Entscheidung des
Sachverhaltes verlangten.

Adolf Bossart
Freidenker-Vereinigung der Schweiz
Ortsgruppe Zürich

Wichtige Mitteilung
an unsere Leser

Geschätzte Gesinnungsfreunde,
die Werbekommission der FVS hat

beschlossen, dieser «Freidenker»-
Ausgabe eine Wegleitung zur Aufstellung

eines Lebenslaufs mit Fragebogen

beizugeben. Auf diese Weise sollen

die Orts- und Regionalgruppen
von der Verteilung der neuen Drucksache

an ihre Mitglieder entlastet
werden. Wir empfehlen Ihnen, die Wegleitung

genau durchzulesen und den

Fragebogen auch wirklich zu benützen.

Der «Freidenker»-Ausgabe vom
vergangenen September ist das Merkblatt

«Kirchenfreie Bestattung nach
schweizerischem Recht» beigelegt
worden. Es lohnt sich, auch dieses
Merkblatt sorgfältig zu studieren. Es

enthält nützliche Hinweise betreffend
die Gewähr einer Bestattung ohne
kirchliche Zeremonien und sollte
unbedingt aufbehalten werden.
Mit diesen neuen Drucksachen möchten

wir den Mitgliedern und
«Freidenker-Lesern einen Dienst erweisen.
Für das Interesse, das Sie der Sache
entgegenbringen, danken wir Ihnen
im voraus.

Für die Werbekommission
der FVS

Adolf Bossart

PS. Falls Sie mehr als einen Fragebogen

benötigen (zum Beispiel für
Familienangehörige oder befreundete
Personen), können Sie die gewünschte
Anzahl von der Geschäftsstelle der
FVS, Postfach 1117, 8630 Rüti ZH,
beziehen.

Achtung
Der November-Ausgabe des
Freidenkers ist die Wegleitung
zum Lebenslauf beigelegt.
Wir bitten die Gesinnungsfreunde,

diese nicht wie
vermerkt an die Geschäftsstelle
zurückzusenden, sondern an
die entsprechende Sektion.

Nachsatz der «Freidenker-Redaktion:

Leider fanden die Zürcher Freunde
beim Rat kein Gehör für ihre berechtigten,

im Interesse der Steuerzahler
liegenden Begehren.
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